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sion, daß es heute schon Kör-
perscanner gebe, die keine io-
nisierende Strahlung abgeben. 
Beim Einsatz von Röntgen-
scannern liege die Strahlendo-
sis bei einer einzelnen Kon-
trolle typischerweise zwischen 
0,02 und 0,1 Mikrosievert 

(µSv). Mit 40 Screenings pro 
Tag werde eine Grenze er-
reicht. Und das Kontrollper-
sonal werde bei 500 Scree-
nings pro Tag mit 300 bis 
1.000 µSv jährlich belastet. 
Die Kommission empfiehlt 
gleichwohl, Schwangeren, 

Säuglingen, Kindern und Be-
hinderten grundsätzlich andere 
Kontrollmöglichkeiten anzu-
bieten, sollte es zu einer ein-
heitlichen europäischen Ge-
setzgebung für Körperscanner 
kommen.

European Commission: Commu-
nication from the Commission to 
the European Parliament and the 
Council on the Use of Security 
Scanners at EU airports, Brussels, 
15.6.2010, COM(2010) 311 final, 
http://ec.europa.eu/transport/air/s
ecurity/doc/com2010_311_securit
y_scanners_en.pdf 

Die schwarz-gelbe Regie-
rungskoalition hat sich nach 
Informationen des Bundesvor-
stands des Verbands der Na-
turFreunde Deutschlands be-
reits auf eine Verlängerung 
der Laufzeiten von Atom-
kraftwerken um 15 Jahre ver-
ständigt. Das heißt: Das Ende 
der nuklearen Stromerzeugung 
in Deutschland sei erst für das 
Jahr 2036 zu erwarten. 
CDU/CSU und FDP würden 
diese Information noch intern 
halten, um in ihrer schwieri-
gen Situation nicht noch mehr 
Turbulenzen zu erzeugen. Das 
aber ist ein Irrtum, erklären 
die NaturFreunde, die für den 
18. September 2010 in Berlin 
geplante Demonstration gegen 
die Atompolitik der Bundes-
regierung werde zu einer der 
größten Kundgebungen in 
Deutschland werden.

Das schwarz-gelbe Regie-
rungslager sei gespalten zwi-
schen den offenen Befürwor-
tern der Atomkraft wie Baden-
Württembergs Ministerpräsi-
dent Stefan Mappus (CDU) 
oder Bundeswirtschaftsmini-
ster Rainer Brüderle (FDP) 
und den Verschleierern wie 
Umweltminister Norbert Rött-
gen, kommentieren die Natur-
Freunde. Fakt sei jedoch, alle 
wollten den Ausstiegsbe-
schluss von 2001 kippen. Nun 
aber wolle auch der Umwelt-
minister weit mehr, als noch 
unter der Regierung von Hel-

mut Kohl galt. Damals ging 
das kerntechnische Regelwerk 
von 40 Jahren Laufzeit für 
Atomkraftwerke aus. Heute 
aber will Schwarz-Gelb rund 
50 Jahre. Für die Eigentümer 
der Atomkraftwerke bedeute
das einen Zusatzgewinn von 
rund 80 Milliarden Euro. Mit
billigem und sicherem Strom 
habe das nichts zu tun, wohl 
aber mit monopolartigen Ex-
tragewinnen zu Lasten der 
Zukunftsfähigkeit von Wirt-
schaft und Gesellschaft.

Hans-Jürgen Papier 
stoppt AKW-Verlänge-
rungsträume der 
Bundesregierung

Nach Überzeugung des im 
Mai 2010 verabschiedeten 
Präsidenten des Bundesver-
fassungsgerichts Hans-Jürgen 
Papier muß der Bundesrat ei-
ner Laufzeitverlängerung von 
Atomkraftwerken zustimmen. 
Im Auftrag von Bundesum-
weltminister Röttgen hatte 
Papier am 27. Mai 2010 eine 
„Rechtsgutachtliche Stellung-
nahme zur Zustimmungsbe-
dürftigkeit eines Gesetzes zur 
Verlängerung der Laufzeiten 
von Kernkraftwerken“ abge-
geben. Der ehemalige Präsi-
dent des Bundesverfassungs-
gerichts kommt in seiner 12-
seitigen Stellungnahme zu 
dem Ergebnis, daß praktisch 
jede wesentliche Gesetzesän-
derung im Rahmen der im 

Atomrecht geltenden speziel-
len Kompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern 
(„Bundesauftragsverwaltung“) 
zwingend die „Zustimmungs-
pflichtigkeit“ der Länder-
kammer auslöst. Papier geht 
deshalb auch davon aus, daß 
„wohl auch“ das ursprüngli-
che Atomausstiegsgesetz der 
rot-grünen Bundesregierung 
aus dem Jahre 2002, im Bun-
desrat zustimmungsbedürftig 
gewesen wäre. Der Bundesrat 
hatte seinerzeit auf seine Ein-
spruchsrechte mehrheitlich 
verzichtet. Dieser Verzicht ist 
gemäß Artikel 78 des Grund-
gesetzes als Zustimmung zu 
werten.

Hans-Jürgen Papier: Rechtsgut-
achtliche Stellungnahme zur Zu-
stimmungsbedürftigkeit eines Ge-
setzes zur Verlängerung der 
Laufzeiten von Kernkraftwerken, 
München 27.05.2010, www.duh. 
de/uploads/media/Stellungnahme
_Laufzeitverlaengerung_HJPapie
r.pdf 

Atomsicherheit

Die Bundes-
regierung 
verfügt über 
keine eigen-
ständigen 
Sicherheits-
bewertungen
Aktuell besitzen noch 17 
Atomkraftwerke (AKW) in 
Deutschland eine Betriebsge-
nehmigung. Das älteste von 
ihnen, Biblis A, ging bereits 
vor über 35 Jahren ans Netz. 
Die Bundesregierung plant, 
die Laufzeiten der deutschen 

Atomkraftwerke zu verlän-
gern. Hierzu sollen laut Ko-
alitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP in einer 
Vereinbarung mit den Betrei-
bern nähere Regelungen unter 
anderem zum Sicherheitsni-
veau getroffen werden. Hier-
bei spielen aktuelle Sicher-
heitsfragen eine besondere 
Rolle.

Die Sicherheitsbewertung von 
Kernkraftwerken in Deutsch-
land erfolgt jedoch durch die 
zuständigen Aufsichtsbehör-
den der Länder. Dies teilte die 
Bundesregierung jetzt in ihrer 
Antwort (Bundestagsdrucksa-
che 17/2029 vom 09. Juni 
2010) auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen mit. Als Quellen 
dienten den Behörden vor al-
lem die Sicherheitsüberprü-
fungen, die die Betreiber der 
Kraftwerke den Aufsichtsbe-
hörden vorlegen, schreibt die 
Regierung. Somit lägen ihr 
keine vollständige technische 
Dokumentation der Anlagezu-
stände vor. Die Atomaufsicht 
und speziell das Bundesmini-
sterium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit 
verfügt damit nicht über ei-
genständige Sicherheitsbewer-
tungen. 

Energiewirtschaft

Vollversor-
gung mit 
erneuerbaren 
Energien bis 
2050
Eine neue Studie des For-
schungsVerbunds Erneuerbare 
Energien (FVEE) zeigt, wie 

Atompolitik

Die Regierungskoalition will 
Atomkraftwerke 15 Jahre 
länger laufen lassen
Hans-Jürgen Papier stoppt AKW-Verlängerungs-
träume der Bundesregierung

http://ec.europa.eu/transport/air/s


Nr. 564-565 / 2010 Strahlentelex 7

sich bis zum Jahr 2050 eine 
zuverlässige, kostengünstige 
und robuste Energieversor-
gung mit erneuerbaren Quel-
len in Deutschland erreichen 
läßt. Der Sprecher des FVEE, 
Prof. Dr. Vladimir Dyakonov, 
hat diese am 23. Juni 2010 
Bundesumweltminister Dr. 
Norbert Röttgen überreicht. 
Röttgen: „Wenn wir unsere 
Ausbauziele bei den erneuer-
baren Energien erreichen 
wollen, dürfen wir an Zu-
kunftsinvestitionen nicht spa-
ren. Wir müssen die For-
schung verstärken und die 
Netze ausbauen. Die Studie 
belegt, wie sich diese Investi-
tions- und Entwicklungsko-
sten langfristig lohnen, weil 
die Energieträger günstiger 
werden.“

Mit der Studie zeigen die 
Wissenschaftler, daß mit den 
entsprechenden Forschungs-
anstrengungen und den för-
dernden politischen Rahmen-
bedingungen eine Vollversor-
gung auf der Grundlage von 
erneuerbaren Energien bis 
Mitte des Jahrhunderts mög-
lich ist. Die Kosten für das 
nachhaltige Energiesystem 
liegen demnach langfristig 
unter denen von herkömmli-
chen Alternativen. Bei der 
vernetzten Betrachtung aller 
wichtigen Elemente des nach-
haltigen Energiesystems, von 
der Bereitstellung über den 
Transport und die Verteilung 
bis zur Energiedienstleistung, 
lasse sich die Energieeffizienz 
erheblich erhöhen. Die ge-
samte Palette der Erneuerba-
ren habe ein Potential, das um 
ein Vielfaches höher ist als 
der durch umfangreiche Maß-
nahmen zur Energieeffizienz-
steigerung deutlich gesenkte 
Gesamtenergiebedarf. Die 
Vielfalt der Erneuerbaren in 
Verbindung mit Speichertech-
nologien gewährleiste dabei, 
daß die Versorgung jederzeit 
sichergestellt werden kann. 
Dazu müsse auch der Strom-
verbrauch über intelligente 
Stromnetze (smart grids) stär-
ker an das jeweilige Angebot 
von Wind und Sonne ange-
paßt werden. Für die Über-

brückung längerer Phasen mit 
geringem Angebot erneuerba-
rer Energien könne in Zeiten 
mit hohem Angebot der Strom 
aus Wind und Sonne in che-
mischen Energieträgern ge-
speichert und bei Bedarf ins 
Netz zurückgespeist werden.

Die Studie bzw. ein „Eckpunkte-
papier“ steht im Internet auf der 
Homepage des FVEE unter www.
fvee.de/politik/studien-stellungna
hmen/ zur Verfügung. 

Atompolitik

WM-Song der 
IPPNW: 
„Angela Merkel, 
keine Verlänge-
rung“
IPPNW kritisiert „Foul-
spiel“ der Bundesregie-
rung

Eigentlich hat Fußball nichts
mit Atomenergie zu tun. Der-
zeit aber nutzt die Bundesre-
gierung die Fußball-Weltmei-
sterschaft und die sich an-
schließende Urlaubs- und Fe-
rienzeit dazu, um die unge-
liebten Laufzeitverlängerun-
gen für Atomkraftwerke aus-
zuhandeln. Die Bevölkerung 
soll dann mit dem Ergebnis 
nach der Sommerpause kon-
frontiert werden. Grund genug 
für die atomkritische Ärzteor-
ganisation IPPNW und die 
Anti-Atom-Bewegung, Fuß-
ballfans und Urlauber mit ei-
nem WM-Song auf dieses 
„Foulspiel“ der Regierung 
aufmerksam zu machen.

„Es ist grad nicht da, das 
Volk“, heißt es dazu in dem 
von Henrik Paulitz (IPPNW)
geschriebenen Songtext. Die 
gegen den Willen der Bevöl-
kerung geplanten Laufzeit-
verlängerungen werden im 
Refrain in der Terminologie 
des Fußballs kritisiert: „Es 
gibt kein Foulspiel, es gibt 
kein Nachspiel, keine Verlän-
gerung ...“. Der Song wurde 
von Erich Zenz und Michael 
Mende komponiert und reali-

siert. Ein Hit für alle Fußball-
fans und für den Sommer 
2010. Der WM-Song ist im 
Internet unter www.ippnw.de/
atomenergie zu finden. Die 
Tageszeitung taz hat bereits 
über den WM-Song berichtet 
und lädt ihre Leserinnen und 
Leser zur Abstimmung ein: 
www.taz.de/1/sport/wm-2010/
artikel/1/jetzt-kritischer-wm-
song/

Kontakt: Henrik Paulitz, IPPNW-
Energiebüro Brüssel, eMail: 
paulitz@ippnw.de, Tel +32-2-230 
75 77, mobil +32-485-866 129 

Atommüll-Lagerung

Testeinrichtung 
zur Bohrloch-
lagerung in 
Gorleben
Auf der Website der Gesell-
schaft für Nuklearservice 
(GNS) informiert ein Artikel
vom 25. Mai 2010 über einen 
knapp einjährigen Versuchs-
betrieb der GNS und DBE 
Technology, bei dem die Ein-
lagerungstechnik zur Bohr-
lochlagerung von konditio-
nierten Brennelementen und 
HAW-Kokillen erprobt wor-
den sei (www.gns.de/language
=de/taps=4986/5579). Das 
2006 gestartete Projekt sei 
gemeinsam von der EU, dem 
Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie
(BMWi) sowie der GNS fi-
nanziert worden. Nach Ab-
schluß des Versuchsbetriebs
2009 seien die Gerätschaften 
zur Aufbewahrung auf das 
Werksgelände der GNS in 
Gorleben verbracht worden, 
und könnten dort demnächst 
von der interessierten Öffent-
lichkeit besichtigt werden.
Vom Eintreffen der Anlage in 
Gorleben am 10. Mai 2010 
hatte Strahlentelex bereits in 
der vorigen Ausgabe berichtet. 
Für die Erprobung der „Atom-
müll-Bohrlochlagerung“ und 
deren Förderung durch das 
Bundeswirtschaftsministerium 
interessiert sich nun die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen 

im Bundestag in einer Kleinen 
Anfrage (Bundestagsdrucksa-
che 17/2098 vom 11. Juni 
2010). Die Bundesregierung 
soll unter anderem angeben, 
was genau bei dem Projekt er-
forscht wurde und ob und in-
wiefern die Ergebnisse auf 
den Standort Gorleben an-
wendbar sind.
Referenzkonzept zur direkten 
Endlagerung ausgedienter, ge-
zogener Brennstäbe ist die so-
genannte Streckenlagerung 
von POLLUX-Behältern auf 
der Einlagerungssohle eines 
Endlagerbergwerks im Wirts-
gestein Salz. Das Referenz-
konzept umfaßt auch die di-
rekte einfache Bohrlochlage-
rung von HAW- und CSD-C-
Kokillen in tiefen Bohrlöchern 
von der Einlagerungssohle 
aus. Das beschreiben die DBE 
Technology GmbH (Peine) 
und die GNS Gesellschaft für 
Nuklear-Service mbH (Essen) 
jetzt in einem Ergebnisbericht 
zur direkten Endlagerung ab-
gebrannter Brennstäbe in
Brennstabkokillen (BSK) und 
erklären, das geschehe „mit 
dem Ziel der Optimierung der 
Einlagerungsprozesse“. So 
wolle man konkret eine „ver-
besserte Steuerung des Wär-
meeintrags in das Wirtsge-
stein“ durch eine gezielte An-
ordnung der Kokillen mit den 
atomaren Abfällen erreichen, 
eine „Verringerung des End-
lagerflächenbedarfs durch 
dreidimensionale Ausnutzung 
des Wirtsgesteins und dadurch 
Verringerung der zu erkun-
denden und aufzuschließenden 
Fläche im Endlager“, eine 
„Verringerung der Gaspro-
blematik im Endlager durch 
Einsparung des Overpacks“, 
eine Beschleunigung des voll-
ständigen Einschlusses der 
Kokillen durch das aufkrie-
chende Salz und die Verwen-
dung einer einheitlichen Ein-
lagerungstechnik für verschie-
dene Kokillenarten sowie eine 
Verringerung der Behältersy-
stemvielfalt.
Praktisch bedeutet das ein ko-
sten- und platzsparendes Ab-
senken der hochradioaktiven, 
etwa fünf Meter langen Ab-

http://www.ippnw.de/
http://www.taz.de/1/sport/wm
http://www.gns.de/language

